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SchweizDonnerstag, 22. April 2021

Interview: Lucien Fluri
und Sven Altermatt

Teuer und nutzlos ist das CO2-Gesetz
aus Sicht der Gegner. Für Bundesrätin
Simonetta Sommaruga dagegen ist es
nicht nur eine Chance für die Wirt-
schaft. Das Gesetz ist für sie unum-
gänglich, wenn der Klimawandel und
seine Folgen gebremst werden sollen.
Das kommende Jahrzehnt sei zentral
für denKlimaschutz, sagt dieUmwelt-
ministerin beim Interview im grossen
Konferenzraum ihres Departementes.
Sie wirbt deshalb für ein Ja am 13. Juni.

DieSchweiz stösst0,1Prozentaller
Treibhausgaseweltweit aus.Wenn
sie jetzt eineReduktionbeschliesst,
istdasdochnureinTropfenaufden
heissenStein.
Simonetta Sommaruga: Wir sind nicht
allein: Viele Länder investieren jetzt
massiv in klimafreundliche Technolo-
gien.UnserewichtigenHandelspartner
sindaufdemselbenWeg.AuchdieUSA
sindnunwiederanBord–undzwarmit
sehr ehrgeizigen Plänen. Das ist eine
riesige Chance, die auch wir packen
müssen.Die Schweiz kannbei derEnt-
wicklung neuer Technologien zuvor-
derst mit dabei sein. Dies sichert
Arbeitsplätze.

InmehrerenKantonen lehntedas
VolkEnergiegesetzeab, auchwegen
massiver staatlicherEingriffe.
Weshalb soll esam13. Juniklappen?
DieSchweizerBevölkerunghat2017die
Energiestrategieangenommenundda-
mit die Stossrichtungvorgegeben.Nun
gehtesganzkonkretdarum,wiewirbis
2030denCO2-Ausstosshalbierenkön-
nen. Das wird von der Wirtschaft sehr
breitunterstützt, diewichtigenVerbän-
desinddabei,Economiesuisseetwa,die
Baumeister oder die Banken.Denndie
FolgendesKlimawandels treffenunser
Land besonders stark: Die Gletscher
schmelzen, es gibt Murgänge, die Tro-
ckenheit belastet die Landwirtschaft.
Darum ist die Unterstützung für das
Gesetz jetzt so breit.

ZumErreichendesZielswollenSie
dieEnergiepolitikmassivumbau-
en.Was rechtfertigtdenEingriff?
Das Zeitalter vonÖl undKohle geht zu
Ende. Nun geht es darum, den Klima-
schutz so zu stärken,dassdiesdemKli-
ma,derBevölkerungundderWirtschaft
nützt. DasCO2-Gesetz setzt auf Anrei-
ze, Innovation und Fortschritt.Wir ha-
ben im Gesetz keine Verbote, sondern
folgeneinemsehr liberalenAnsatz:Wer
dasKlimabelastet,darfdiesnichtgratis
tun. Wer Rücksicht nimmt aufs Klima,
kommt gutweg oder profitiert sogar.

Flugticketabgabe,höhereKosten
beiBenzinundHeizöl:Alle reden
darüber,wieviel siemitdemGesetz
mehrbezahlenmüssen.Wasmuss
unsdieEnergiewendewert sein?
Viele sind sich bewusst, welcheGefah-
renderKlimawandel fürdieMenschen
birgt.UndwelchenormhoheKostener
heuteschonverursacht.Darummüssen
wir jetzt handeln und investieren. Die
Erdöllobby ist in der Wirtschaft prak-
tisch allein gegen diesesGesetz.

Sie sprechenstetsvon100Franken
zusätzlichenKostenpro Jahrund
Familie.Das ist einDurchschnitts-
wert.Aber fürvielegehtdiesnicht
auf.WeraufdemLandwohnt,
einmalpro JahrfliegtundeinAuto
hat, bezahlt schnellmehr.
Die 100 Franken haben die Fachleute
für eine vierköpfige Familie berechnet,
die mit Öl heizt, einmal pro Jahr in die
Ferien fliegt und ein Benzinauto hat.
Die Rechnung deckt also sehr viele
Haushalteab.ObdieBenzinpreise stei-
gen, entscheidet zudem nicht die Poli-
tik, sonderndieErdölbranche. Siemuss
den Treibhausgasausstoss kompensie-
renundkanndafüreinenAufschlagauf

dasBenzinerheben.Heutebeträgtdie-
ser pro Liter maximal 5 Rappen, neu
wären es mehr. Um starke Aufschläge
zu verhindern, enthält dasCO2-Gesetz
aberbewusst eineObergrenzevonma-
ximal 12Rappen.

Aberdrohtnicht einStadt-Land-
Graben?Wer inderStadtwohnt
und jederzeit inTramoderBus
steigenkann,muss sichweniger
Sorgenmachen.Wer imBerggebiet
wohntundAllradantriebhat,hat
mehrProbleme.
In der ländlichen Bevölkerung spürt
man die Folgen des Klimawandels be-
sonders. Überschwemmungen, Mur-
gänge und Permafrost verursachen
hohe Kosten. Die Berggebiete sind da-
her froh, dass sie mit demCO2-Gesetz
Unterstützung erhalten für Schutzbau-
tengegenHochwasserundSteinschlag.
Was die Kosten für die Bevölkerung
anbelangt, ist Folgendes wichtig: Über
dieHälftederHaushalte inverschiede-
nen ländlichen Gebieten heizt schon
heute ohne Öl und Gas, sie bezahlen
also gar keine CO2-Abgabe. Null Fran-
ken.BeiderFlugticketabgabe ist esähn-
lich:DieBergbevölkerungfliegt seltener
als der Durchschnitt. Darum gibt es
auch keinen Stadt-Land-Graben.

RentnerhabeneinProblem,wenn
sieeineÖlheizunghaben.Siemüs-
senmehrHeizkostenzahlen.Eben-
soMieter, diean ihrerHeizung
nichtsändernkönnen.
Erstens sind die Auswirkungen für die
Mieter unbedeutend, das sagt auchder

Mieterverband. Zweitens: Wer seine
Heizung auswechseln will, wird vom
Gebäudeprogramm unterstützt. Für
Rentnerinnen und Rentner ist im Ge-
setz zusätzlicheinespezielleUnterstüt-
zung vorgesehen.Mit einer neuenHei-
zunggewinnteinHauszudemanWert.

DasGesetzhatdocheinenHaken:
WerGeldhat,darfweiterhinalles
tun.ErkannfliegenoderSportwa-
gen fahren,ohnedasses ihmweh-
tut.Weraber jedenFrankenumdre-
henmuss,den trifft esviel stärker.
StörtdasdieSozialdemokratin
Sommaruganicht?
Die Aussage stimmt nicht. Dieses Ge-
setz ist sozial, fair und familienfreund-
lich. Das ist mir wichtig. Die CO2-Ab-
gabe und die Flugticketabgabewerden
der Bevölkerung gleichmässig zurück-
erstattet.DieFlugticketabgabebelastet
deshalb nur die Vielflieger.

NichtalleprofitierenvondenHun-
dertenMillionenFördermassnah-
men.TeiledesGewerbesundder
IndustriemüssenmitMehrkosten
rechnen.Könnensie sichdasnach
derCoronakriseüberhaupt leisten?
Mit dem CO2-Gesetz können sich neu
sämtliche Unternehmen von der CO2-
Abgabebefreien lassen,wennsie inden
Klimaschutz investieren.AuchdasHo-
teloderdieBäckerei,nichtmehrnurder
grosse Industriebetrieb.Das isteingros-
ser Vorteil für KMU.

AberdasGesetzwird Investitions-
zyklenstarkverkürzen.Führtdies
nicht zueinemKostendruck?Die
Hoteliers etwasagen,dass siedie
Kostennicht stemmenkönnen.
Dank dieses Gesetzes werden sich die
HoteliersebengeradevonderCO2-Ab-
gabe befreien lassen können, umGeld
für sinnvolle Investitionen freizuspie-
len. Der Tourismus lebt von der Natur
und leidetbesondersunterdemKlima-
wandel. Darum unterstützen die Berg-
gebiete diesesGesetz ja auch.

DerVerbrennungsmotorbekommt
de factodenTodesstoss,dieElek-
tromobilitätwirdenormgefördert.
DarfmanalsGesetzgeber so stark
beeinflussen,welcheTechnologie
verwendetwird?
Das Schweizer CO2-Gesetz sorgt nicht
für das Ende von Öl, Kohle und Gas.
Dies ist eine Entwicklung, die sich glo-
bal abzeichnet. Aufgabe der Politik ist
es, die Veränderung so zu gestalten,
dass wir einen Beitrag für den Klima-

schutz leisten und gleichzeitig inno-
vative Technologien fördern und so
Arbeitsplätze sichern können.

Gerade imGebäudebereich tundie
Eigentümerbereits viel.Warum
setzenSienichtmehraufEigenver-
antwortung?
Wer sagt, es geschehe heute alles ohne
staatliche Massnahmen, vergisst: Wir
haben bereits heute ein CO2-Gesetz,
dasmitdemGebäudeprogrammHaus-
besitzer unterstützt und Investitionen
von mehr als vier Milliarden Franken
ausgelöst hat. Mit dem neuen Gesetz
führenwirdiesebewährtenunderfolg-
reichenMechanismen fort.DieAufträ-
ge gehen an dasGewerbe und die Bau-
branche.

Sie sprechenvoneinemErfolgsmo-
dell.Aberhöchstwahrscheinlich
wirddieSchweizdieCO2-Ziele, die
sie sich für2020gesetzthat, nicht
erreichen.Warumsollnunalles
besserwerden?
Es stimmt: Die Schweiz ist noch nicht
dort, wo sie seinwill. Dies zeigt ja aber
gerade, dass wir vorwärtsmachen
müssen.

DieKlimajugendsagt, es reicht
nicht,wasgeplant ist.
Ich habeVerständnis, dass gerade jun-
ge Leute sagen: Wir müssten rascher
vorwärtsmachen. In der Schweiz sind
wir mit dem Prinzip «Schritt für
Schritt» aber gut gefahren.Viele Junge,
die gegen das Gesetz waren, weil es
ihnen zu wenig weit geht, haben in-
zwischen auch gesehen: Setzt sich die
Erdöllobby durch, haben sie rein gar
nichts gewonnen.

DasGesetz setzt auf technologi-
schenFortschritt und Innovation.
Istdiesnicht einfachdasPrinzip
Hoffnung?
Wenn Sie sehen, welche Sprünge die
Technologie indenvergangenen Jahren
vorwärts gemacht hat, wird klar, dass
wir auf dem richtigen Weg sind. Für
mich ist das Wichtigste, dass wir nun
sofort handeln.Dieses Jahrzehnt ist für
den Klimaschutz zentral. Wir haben in
unserem Land unglaublich viel Know-
how und Innovation: Das CO2-Gesetz
unterstütztdieUnternehmen,mit ihren
innovativenTechnologien indenMarkt
zu kommen. Viele davon sindweltweit
gefragt. Wer vorne dabei ist, kann sie
also erst noch exportieren!

Elektromobilität oderWärmepum-
penbrauchenStrom.Dochgerade
derAusbaudererneuerbaren
Energie inderSchweizkommt lang-
samvoran.Reihumwirdkritisiert,
dass IhreAusbauplänenicht rei-
chenwerden.
Noch vor dem Sommer werde ich ein
Gesetz vorlegen, das den Ausbau der
einheimischen erneuerbarenEnergien
massiv fördert undauch fürmehrWin-
terstromsorgt.AufgrundderRückmel-
dungenausderVernehmlassungsehen
wir zusätzliche Mittel vor. Damit stär-
kenwirdieVersorgungssicherheit.Nun
wirdesamParlament liegen,dasGesetz
rasch zu behandeln.

2020startetenSie in Ihr Jahr als
Bundespräsidentinmit der Idee,
Lösungen fürdieKlimakrise voran-
zutreiben. Siewurdendannzur
Coronakrisenmanagerin.Wie
unterscheiden sichdieKrisen?
Es sind zwei globaleKrisen.Beide sind
gefährlich für die Menschen, und sie
kostenvielGeld.Esgibt aber einenzen-
tralen Unterschied: Corona war neu,
vieleswusstemannicht.Bei derKlima-
krise wissen wir schon lange, welches
die Ursachen sind und was zu tun ist.
Undwirhabenerst nochdieMittel und
Möglichkeiten, den Klimaschutz zu
stärken und gleichzeitig Arbeitsplätze
zu schaffen. Wir können gemeinsam
etwas Positives erreichen.

«Die Erdöllobby
ist praktisch alleine»

Bundesrätin Simonetta Sommaruga (SP) sieht das fossile Zeitalter amEnde.
Nichtstun komme viel teurer als das neueCO2-Gesetz, sagt sie im Interview.
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«Esstimmt:
DieSchweiz ist
nochnichtdort,
wosie seinwill.»


